— 28 — 
Geſetz⸗Sammlung 
fuͤr die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


Nr. 19. 


(Nr. 2199.) Verordnung, die Aufhebung der in dem K. 201. Tit. 20. Th. II. des Allgemei⸗ 
nen Landrechts und §. 508. der Kriminalordnung über Unterſuchungen 
wegen Majeſtätsbeleidigung enthaltenen Beſtimmungen betreffend. Vom 
12. September 1841. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen, nachdem Wir über die Aufhebung des $. 201. Tit. 20. Th. II. des 
Allgemeinen Landrechts das Gutachten Unſers Staatsraths vernommen haben, 
auf den Antrag Unſers Staatsminiſteriums, was folgt: 

Der $. 201. Tit. 20. Th. II. des Allgemeinen Landrechts, nach welchem 
alle uͤber das Verbrechen der beleidigten Majeſtaͤt abgefaßte Straferkenntniſſe 
dem Landesherrn von Amtswegen vorgelegt werden ſollen, und die im $. 508. 
der Kriminalordnung vorgeſchriebene, in der Kabinetsorder vom 4. Dezember 
1824. wiederholte Beſtimmung, nach welcher alle Erkenntniſſe in den wegen des 
gedachten Verbrechens geführten Unterſuchungen an den Juſtizminiſter zur Ber 
ftätigung eingeſendet werden ſollen, werden hiermit aufgehoben. 

5 Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Domanze, den 12. September 1841. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Prinz von Preußen. 


Für den Min. des Innern: 


v. Bo pen. Muͤhler. v. Meding. v. Ladenberg. Gr. v. Alvensleben. 
Frh. v. Werther. Eichhorn. v. Thile. Gr. zu Stolberg. 
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(Nr. 2200.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 11. Oktober 1841., durch welche des Königs 
Majeſtät der Stadt Wreſchen die revidirte Städteordnung vom 17. März 
1831. zu verleihen geruhet haben. 


Auf Ihren Bericht vom 17. v. M. will Ich der Stadt Wreſchen im 
Großherzogthum Poſen, dem Wunſche derſelben gemäß, die revidirte Staͤdte⸗ 
Ordnung vom 17. Maͤrz 1831. verleihen, und veranlaſſe Sie, den Ober— 
Praͤſidenten der Provinz mit deren Einfuͤhrung zu beauftragen. 


Sansſouci, den 11. Oktober 1841. 


Friedrich Wilhelm. 


An den Staatsminiſter v. Rochow. 


(Nr. 2201.) 


(Nr. 2201.) Verordnung wegen Ausdehnung des Geſetzes vom 30. Juni 1841. auf die 
Städte Ohlau, Zobten, Wanſen und Strehlen. Vom 25. Oktober 1841. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 
verordnen in Beruͤckſichtigung der von den Schleſiſchen Provinzial: Ständen 
bevorworteten Anträge der Städte Ohlau, Zobten, Wanfen und Strehlen auf 
den Bericht Unfers Staatsminifteriums: 
daß das Geſetz vom 30. Juni 1841. wegen Aufhebung der im Juris⸗ 
diktionsbezirk des Land- und Stadtgerichts zu Brieg geltenden befonz 
dern Rechte, in allen ſeinen Beſtimmungen auch auf die Staͤdte Ohlau, 
Zobten, Wanſen und Strehlen mit Weichbild Anwendung finden ſoll. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Koͤniglichen Inſiegel. \ 
Gegeben Sansſouci, den 25. Oktober 1841. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Für den Min. des Innern: 


v. Boyen. v. Kamptz. Muͤhler. v. Meding. v. Nagler. 
v. Ladenberg. Gr. v. Alvensleben. Frh. v. Werther. Eichhorn. 
v. Thile. Gr. zu Stolberg. 


(Nr. 2201 — 2202.) j (Nr. 2202.) 


— Mm — 


(Nr. 2202.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 31. Oktober 1841. über den eximirten Gerichts⸗ 
ſtand aller bei den Patrimonialgerichten angeſtellten Richter. 


Auf den Bericht des Staatsminiſteriums vom 8. d. M. erklaͤre Ich, unter 
Erweiterung der Vorſchrift des $. 21. des Anhangs zum F. 53. Titel 2. Theil J. 
der Allgemeinen Gerichtsordnung: 
daß der eximirte Gerichtsſtand nicht nur den auf dem platten Lande 
lebenden Juſtitiarien der Patrimonialgerichte, ſondern allen bei dieſen 
Gerichten angeſtellten Richtern, ohne Ruͤckſicht auf ihren Wohnſitz, zu⸗ 
ſtehen ſoll. 
Dieſe Erklaͤrung iſt durch die Geſetzſammlung bekannt zu machen. 


Sansſouci, den 31. Oktober 1841. 
Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 


